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Ablauf der Referendumsfrist: 3. Oktober 1977

#ST# Bundesgesetz
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung

Änderung vom 24. Juni 1977

(9. AHV-Revision)

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 7.Juli 1976 D,

beschliesst :

I

Das Bundesgesetz vom 20. Dezember 19462> über die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung wird wie folgt geändert:

Titel

Beifügung der Abkürzung : (AHVG)

Ingress

Die Erwähnung von Artikel 41ter der Bundesverfassung wird gestrichen.

Art. 2 Abs. 3 und 7

3 Der Bundesrat bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die
im Ausland niedergelassenen Schweizer Bürger sich freiwillig versi-
chern können, wenn sie vor Vollendung des 50. Altersjahres dazu
keine gesetzliche Möglichkeit hatten.

D BB1 1976 III l
2) SR 831.10

1977-443
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7 Der Bundesrat erlässt ergänzende Vorschriften über die frei-
willige Versicherung ; er ordnet namentlich den Beitritt, den Rücktritt
und den Ausschluss sowie die Erhebung der Beiträge und die Gewäh-
rung der Leistungen. Er kann die Dauer der Beitragspflicht sowie die
Bemessung und Anrechnung der Beiträge den Besonderheiten der
freiwilligen Versicherung anpassen.

Art. 3 Abs. l und 2 Bst. d

1 Die Versicherten sind beitragspflichtig, solange sie eine Er-
werbstätigkeit ausüben. Für Nichterwerbstätige beginnt die Beitrags-
pflicht am l. Januar nach Vollendung des 20. Altersjahres und dauert
bis zum Ende des Monats, in welchem Frauen das 62. und Männer
das 65. Altersjahr vollendet haben.

2 Von der Beitragspflicht sind befreit:

d. mitarbeitende Familienglieder, die keinen Barlohn beziehen,
bis zum 31. Dezember des Jahres, in welchem sie das 20. Alters-
jahr vollendet haben.

Art. 4

Bemessung der ' Die Beiträge der erwerbstätigen Versicherten werden in Pro-
eitrage zenten des Einkommens aus unselbständiger und selbständiger Er-

werbstätigkeit festgesetzt.
2 Der Bundesrat kann von der Beitragsbemessung ausnehmen :

a. das Erwerbseinkommen aus einer im Ausland ausgeübten
Tätigkeit;

b. das von Frauen nach Vollendung des 62., von Männern nach
Vollendung des 65. Altersjahres erzielte Erwerbseinkommen bis
zur Höhe des anderthalbfachen Mindestbetrages der einfachen
Altersrente nach Artikel 34 Absatz 2.

Art. 5 Abs. l, 3 und 5

1 Vom Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit, im.
folgenden massgebender Lohn genannt, wird ein Beitrag von 4,2
Prozent erhoben.

3 Für mitarbeitende Familienglieder gilt

a. bis zum 31. Dezember des Jahres, in welchem sie das 20. Alters-
jahr vollendet haben, sowie
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b. nach dem letzten Tag des Monats, in welchem Frauen das 62.
und Männer das 65. Altersjahr vollendet haben,

nur der Barlohn als massgebender Lohn. Das gleiche gilt für die im
Betrieb des Ehemannes mitarbeitende Ehefrau, ohne Rücksicht auf
ihr Alter.

5 Der Bundesrat kann Vorschriften erlassen, wonach geringfü-
gige Entgelte aus Nebenerwerb mit Zustimmung des Arbeitgebers und
des Arbeitnehmers nicht in den massgebenden Lohn einbezogen wer-
den. Stipendien und ähnliche Leistungen können ebenfalls ausgenom-
men werden.

Art. 6

Die Beiträge der Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber nicht der Bei- 2. Beiträge der
tragspflicht untersteht, betragen 7,8 Prozent des massgebenden Loh- ^cht mer

nes. Dieser wird für die Berechnung des Beitrages auf die nächsten beitragspflich-
100 Franken abgerundet. Beträgt der massgebende Lohn weniger als Arbeitgeber
25200 Franken im Jahr, so vermindert sich der Beitragssatz nach
einer vom Bundesrat aufzustellenden sinkenden Skala bis auf 4,2 Pro-
zent.

Art. 8

1 Vom Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit wird ein
Beitrag von 7,8 Prozent erhoben. Das Einkommen wird für die
Berechnung des Beitrages auf die nächsten 100 Franken abgerundet.
Beträgt es weniger als 25200, aber mindestens 4200 Franken im
Jahr, so vermindert sich der Beitragssatz nach einer vom Bundesrat
aufzustellenden sinkenden Skala bis auf 4,2 Prozent.

2 Beträgt das Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit
4200 Franken oder weniger im Jahr, so ist der Mindestbeitrag von
168 Franken im Jahr zu entrichten. Der Bundesrat kann anordnen,
dass von geringfügigen Einkommen aus einer nebenberuflich aus-
geübten selbständigen Erwerbstätigkeit nur auf Verlangen des Versi-
cherten Beiträge erhoben werden.

Beiträge von
Einkommen
aus
selbständiger
Erwerbstätig-
keit
1. Grundsatz

Art. 9»"

Der Bundesrat kann die Grenzen der sinkenden Beitragsskala Anpassung der
nach den Artikeln 6 und 8 sowie den Mindestbeitrag nach Artikel 8 BeHragsskala
Absatz 2 dem Rentenindex gemäss Artikel 33ter anpassen.
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Art. 10
1 Nichterwerbstätige bezahlen je nach ihren sozialen Verhält-

nissen einen Beitrag von 168-8400 Franken im Jahr. Erwerbstätige,
die im Kalenderjahr, gegebenenfalls mit Einschluss des Arbeitgeber-
beitrags, weniger als 168 Franken entrichten, gelten als Nichterwerbs-
tätige. Der Bundesrat kann den Grenzbetrag nach den sozialen Ver-
hältnissen des Versicherten erhöhen, wenn dieser nicht dauernd voll
erwerbstätig ist. Artikel 9bls ist anwendbar.

2 Nichterwerbstätige Studenten und Versicherte, die aus öffent-
lichen Mitteln oder von Drittpersonen unterhalten oder unterstützt
werden, bezahlen den Mindestbeitrag. Der Bundesrat kann den
Mindestbeitrag für weitere Nichterwerbstätige vorsehen, denen hö-
here Beiträge nicht zuzumuten sind.

3 Der Bundesrat erlässt nähere Vorschriften über den Kreis der
Personen, die als Nichterwerbstätige gelten, und über die Bemessung
der Beiträge. Er kann bestimmen, dass vom Erwerbseinkommen be-
zahlte Beiträge auf Verlangen des Versicherten an die Beiträge ange-
rechnet werden, die dieser als Nichterwerbstätiger schuldet.

Art. 11
1 Beiträge nach den Artikeln 6, 8 Absatz l oder 10 Absatz l,

deren Bezahlung einem obligatorisch Versicherten nicht zumutbar ist,
können auf begründetes Gesuch hin für bestimmte oder unbestimmte
Zeit angemessen herabgesetzt werden; sie dürfen jedoch nicht gerin-
ger sein als der Mindestbeitrag.

2 Der Mindestbeitrag, dessen Bezahlung für einen obligatorisch
Versicherten eine grosse Härte bedeutet, kann erlassen werden,
wenn ein begründetes Gesuch vorliegt und eine vom Wohnsitzkan-
ton bezeichnete Behörde angehört worden ist. Für diese Versicher-
ten bezahlt der Wohnsitzkanton den Mindestbeitrag. Die Kantone
können die Wohnsitzgemeinden zur Mittragung heranziehen.

Art. 13

Höhe des Der Arbeitgeberbeitrag beträgt 4,2 Prozent der Summe der an
beitragesber" beitragspflichtige Personen bezahlten massgebenden Löhne.

Art. 14 Abs. 4
4 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über

a. die Zahlungstermine für die Beiträge;

b. das Mahn- und Veranlagungsverfahren;
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e. die Nachzahlung zuwenig und die Rückerstattung zuviel be-
zahlter Beiträge;

d. den Erlass der Nachzahlung;

e. die Erhebung von Verzugszinsen und die Ausrichtung von Ver-
gütungszinsen.

Art. 20 Abs. 2

2 Forderungen aufgrund dieses Gesetzes und der Bundesge-
setze über die Invalidenversicherung", über die Erwerbsersatzord-
nung für Wehr- und Zivilschutzpflichtige2> und über die Familienzu-
lagen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer und Kleinbauern3)
sowie Rückforderungen von Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenversicherung und von Renten und Taggel-
dern der obligatorischen Unfallversicherung, der Militärversiche-
rung, der Arbeitslosenversicherung und der Krankenversicherung
können mit fälligen Leistungen verrechnet werden.

Art. 22 Abs. l

1 Anspruch auf eine Ehepaar-Altersrente haben Ehemänner,
sofern sie das 65. Altersjahr zurückgelegt haben und die Ehefrau
entweder das 62. Altersjahr zurückgelegt hat oder mindestens zur
Hälfte invalid ist.

Art. 22*" Abs. l

i Ehemänner, denen eine einfache Altersrente zusteht, haben
für die Ehefrau, die das 55. Altersjahr zurückgelegt hat, Anspruch
auf eine Zusatzrente. Der Anspruch besteht auch für eine jüngere
Frau, wenn der Ehemann unmittelbar vor der Entstehung des An-
spruchs auf die einfache Altersrente eine Zusatzrente der Invaliden-
versicherung bezogen hat. Die geschiedene Frau ist der Ehefrau
gleichgestellt, sofern sie für die ihr zugesprochenen Kinder überwie-
gend aufkommt und weder eine Alters- noch eine Invalidenrente be-
anspruchen kann.

» SR 831.20
2) SR 834.1
3) SR 836.1
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Art. 25 Abs. 2

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 26

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 27 Abs. 2 und 3

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 28 Abs. l und 2

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 29 Abs. 2 Bst. a

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 29** Abs. l

1 Die Beitragsdauer ist vollständig, wenn der Versicherte vom
1. Januar nach der Vollendung des 20. Altersjahres bis zur Entste-
hung des Rentenanspruchs während gleich viel Jahren wie sein Jahr-
gang Beiträge geleistet hat. Der Bundesrat regelt die Anrechnung der
vor diesem Zeitabschnitt zurückgelegten Beitragsjahre.

Art. 30 Abs. 2, 2*", 4 und S

2 Das durchschnittliche Jahreseinkommen wird ermittelt, indem
die Summe der Erwerbseinkommen, von denen der Versicherte Bei-
träge geleistet hat, durch die Zahl der Beitragsjahre geteilt wird. Es
werden aber nur die Beiträge, die der Versicherte seit dem l. Januar
nach Vollendung des 20. Altersjahres bis zum 3I.Dezember vor der
Entstehung des Rentenanspruchs entrichtet hat, und die entsprechen-
den Beitragsjahre angerechnet.

2»'s Hat der Versicherte vom I.Januar nach Vollendung des
20.Altersjahres bis zum 3I.Dezember vor Entstehung des Renten-
anspruchs nicht während eines vollen Jahres Beiträge geleistet, so wird
die Summe aller Erwerbseinkommen, von denen der Versicherte vom
I.Januar nach Vollendung des 17.Altersjahres bis zur Entstehung
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des Rentenanspruchs Beiträge geleistet hat, durch die Summe der
Jahre und Monate, während welcher Beiträge geleistet wurden, ge-
teilt.

4 Die Summe der Erwerbseinkommen wird entsprechend dem
Rentenindex gemäss Artikel 33ler aufgewertet. Der Bundesrat lässt
die Aufwertungsfaktoren jährlich feststellen.

5 Der Bundesrat kann die Anpassung der anrechenbaren Er-
werbseinkommen an den Rentenindex nach Artikel 33ter ordnen. Dies
gilt namentlich für Fälle mit unvollständiger Beitragsdauer und für
die Auf- oder Abrundung der anrechenbaren Einkommen.

Art. 30bis

Der Bundesrat stellt verbindliche Tabellen zur Ermittlung der
Renten auf. Dabei kann er die Renten auf- oder abrunden. Er kann
Vorschriften erlassen über die Anrechnung der Bruchteile von Bei-
tragsjahren und der entsprechenden Erwerbseinkommen und vorse-
hen, dass Beitragsjahre und Erwerbseinkommen für die Zeit, in der
eine Invalidenrente bezogen wurde, nicht angerechnet werden.

Tabellen und
Sondervor-
schriften

Art. 33 Abs. 2

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 33bis Abs. 3

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 33'"

1 Der Bundesrat passt die ordentlichen Renten in der Regel alle Anpassung der
zwei Jahre auf Beginn des Kalenderjahres der Lohn- und Preisen!- Lohnend 'e

wicklung an, indem er auf Antrag der Eidgenössischen Kommission Preisentwick-
für die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung den Ren-
tenindex neu festsetzt.

2 Der Rentenindex ist das arithmetische Mittel des vom Bun-
desamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit ermittelten Lohnindexes
und des Landesindexes der Konsumentenpreise.

3 Der Bundesrat stellt je nach der finanziellen Lage der Versiche-
rung Antrag auf Änderung des Verhältnisses zwischen den beiden
Indexwerten nach Absatz 2.°
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4 Der Bundesrat kann die ordentlichen Renten früher anpas-
sen, wenn der Landesindex der Konsumentenpreise innerhalb eines
Jahres um mehr als 8 Prozent angestiegen ist; er kann sie später
anpassen, wenn dieser Index innerhalb von zwei Jahren um weniger
als 5 Prozent angestiegen ist.

5 Der Bundesrat kann ergänzende Vorschriften erlassen, den
Rentenindex auf- oder abrunden und das Verfahren der Rentenan-
passung regeln.

Berechnung
und Höhe der
Vollrenten
l. Die einfache
Altersrente

Gliederungstitel vor Art. 34

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 34

1 Die monatliche einfache Altersrente setzt sich zusammen aus :

a. einem festen Rententeil von vier Fünfteln des Mindestbetrages
der Rente und

b. einem veränderlichen Rententeil von einem Sechzigste! des
massgebenden durchschnittlichen Jahreseinkommens.

2 Der Mindestbetrag der einfachen Altersrente wird auf den
Zeitpunkt des Inkrafttretens der neunten AHV-Revision auf 525
Franken festgesetzt. Er entspricht einem Stand des Landesindexes der
Konsumentenpreise von 167,5 Punkten.

3 Der Höchstbetrag der einfachen Altersrente entspricht dem
doppelten Mindestbetrag.

4 Der Mindestbetrag wird gewährt, wenn das massgebende
durchschnittliche Jahreseinkommen höchstens zwölfmal grösser ist,
und der Höchstbetrag, wenn das massgebende durchschnittliche Jah-
reseinkommen wenigstens zweiundsiebzignial grösser ist als der Min-
destbetrag.

Art. 35^ Abs. l

1 Die Zusatzrente für die Ehefrau beträgt 30 Prozent und die
Kinderrente 40 Prozent der dem massgebenden durchschnittlichen
Jahreseinkommen entsprechenden einfachen Altersrente.
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Art. 37 Abs. 2 und 3

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 38 Abs. l

(Betrifft nur den italienischen Text)

Gliederungstitel vor Art. 39

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 39

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 41 Abs. 2
2 Der Bundesrat setzt jedoch einen Mindestbetrag fest.

Art. 42 Abs. l und 2 Bst. c und d

1 Anspruch auf eine ausserordentliche Rente haben in der
Schweiz wohnhafte Schweizer Bürger, denen keine ordentliche
Rente zusteht oder deren ordentliche Rente kleiner ist als die ausser-
ordentliche, soweit zwei Drittel des Jahreseinkommens, dem ein an-
gemessener Teil des Vermögens zuzurechnen ist, folgende Grenzen
nicht erreichen:

Für Bezüger von FF.

- einfachen Altersrenten und Witwenrenten 8 400

- Ehepaar-Altersrenten 12 600

- einfachen Waisenrenten und Vollwaisenrenten 4 200

2 Die Einkommensgrenzen gemäss Absatz l finden keine An-
wendung

c. auf Ehefrauen, wenn der Ehemann die gleiche Zahl von Beitrags-
jahren aufweist wie sein Jahrgang und noch keine Ehepaar-
Altersrente beanspruchen kann ;

d. auf Frauen, die nach Vollendung des 61. Altersjahres geschie-
den werden und während der gleichen Zahl von Jahren versi-
chert waren wie ihr Jahrgang, jedoch nach Artikel 3 Absatz 2
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Buchstaben b und c von der Beitragspflicht befreit waren und
deshalb nicht während mindestens eines vollen Jahres Beiträge
geleistet haben.

Anpassung der
Einkommens-
grenzen

Art. 42'"

Bei der Neufestsetzung der ordentlichen Renten nach Artikel
33ur kann der Bundesrat die Einkommensgrenzen in Artikel 42 Ab-
satz l der Preisentwicklung anpassen.

Art.43 Abs. l und 3

1 (Betrifft nur den italienischen Text)

3 Die ausserordentlichen Kinder- und Waisenrenten werden ge-
kürzt, soweit sie zusammen mit den Renten des Vaters und der Mutter
einen vom Bundesrat festzusetzenden Höchstbetrag übersteigen.

Hilflosenent-
schädigung

Hilfsmittel

Gliederungstitel vor Art. 43bis

D. Die Hilflosenentschädigung und die Hilfsmittel

Art. 43bis Randtitel

Art. 43'er

1 Der Bundesrat bestimmt, unter welchen Voraussetzungen in
der Schweiz wohnhafte Bezüger von Altersrenten, die für die Fort-
bewegung, für die Herstellung des Kontaktes mit der Umwelt oder
für die Selbstsorge kostspieliger Geräte bedürfen, Anspruch auf
Hilfsmittel haben.

2 Er bestimmt, in welchen Fällen Bezüger von Altersrenten
Anspruch auf Hilfsmittel für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit
oder der Tätigkeit in ihrem Aufgabenbereich haben.

3 Er bezeichnet die Hilfsmittel, welche die Versicherung abgibt
oder an welche sie einen Kostenbeitrag gewährt ; er regelt die Abgabe
sowie das Verfahren und bestimmt, welche Vorschriften des Bundes-
gesetzes über die Invalidenversicherung1» anwendbar sind.

D SR 831.20



E. Verschiedene Bestimmungen

Art. 43i<""er

Der Bundesrat lässt periodisch prüfen und durch die Eidgenös-
sische Kommission für die Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung begutachten, ob sich die finanzielle Entwicklung der
Versicherung im Gleichgewicht befindet. Er stellt nötigenfalls Antrag
auf Änderung des Gesetzes.

Der bisherige Art. 43i"ater wird Art. 43iuiniuies

Art. 46 Abs. 3

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 48bis

Der Bundesrat ordnet das Verhältnis zu den anderen Sozialver-
sicherungszweigen und erlässt ergänzende Vorschriften zur Verhin-
derung von Überentschädigungen beim Zusammenfallen von Lei-
stungen.

Art. 48'^

Gegenüber einem Dritten, der für den Tod oder die Gesund-
heitsschädigung eines Versicherten haftet, tritt die Alters- und Hin-
terlassenenversicherung im Zeitpunkt des Ereignisses bis auf die Höhe
ihrer gesetzlichen Leistungen in die Ansprüche des Versicherten und
seiner Hinterlassenen ein. Artikel 129 des Bundesgesetzes über die
Kranken- und Unfallversicherung1* bleibt vorbehalten.

Art. 48l""'"

1 Die Ansprüche des Versicherten und seiner Hinterlassenen
gehen nur so weit auf die Versicherung über, als deren Leistungen
zusammen mit dem vom Dritten geschuldeten Ersatz den Schaden
übersteigen.

2 Hat jedoch die Versicherung ihre Leistungen wegen vorsätz-
licher oder grobfahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalles
gekürzt, so gehen die Ansprüche des Versicherten und seiner Hinter-
lassenen entsprechend dem Verhältnis der Versicherungsleistungen
zum Schaden auf die Versicherung über.

D SR 832.01
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Überwachung
des
finanziellen
Gleichgewich-
tes

Verhältnis zu
anderen
Sozialversiche-
rungszweigen

Rückgriff auf
haftpflichtige
Dritte
1. Grundsatz

è Umfang des
bergangs der

Ansprüche
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3 Die Ansprüche, die nicht auf die Versicherung übergehen,
bleiben dem Versicherten und seinen Hinterlassenen gewahrt. Kann
nur ein Teil des vom Dritten geschuldeten Ersatzes eingebracht wer-
den, so sind daraus zuerst die Ansprüche des Versicherten und seiner
Hinterlassenen zu befriedigen.

Art. 48finl<u'es

ì. Gliederung ' Die Ansprüche gehen für Leistungen gleicher Art auf die Ver-
der Ansprüche sichemngüber

2 Leistungen gleicher Art sind namentlich :

a. Witwen- oder Waisenrenten und Ersatz für Versorgerschaden ;

b. Altersrenten, die anstelle von Invalidenrenten ausgerichtet wer-
den, einschliesslich Zusatz- und Kinderrenten und Ersatz für
Erwerbsunfähigkeit ;

c. Leistungen für Hilflosigkeit sowie Vergütungen für Pflegekosten
und für andere aus der Hilflosigkeit erwachsende Kosten.

4. Ausübung
des
Rückgriffs-
rechtes

Art. 48sexies

Der Bundesrat erlässt nähere Vorschriften über die Ausübung
des Rückgriffsrechtes.

Art. 63 Abs. 5

5 Die Ausgleichskassen können mit Bewilligung des Bundesrates
und unter Haftung der Gründerverbände oder der Kantone nach
Artikel 70 bestimmte Aufgaben Dritten übertragen. Die Beauftragten
und ihr Personal unterstehen hiefür der Schweigepflicht nach Artikel
50. Die Bewilligung kann an Bedingungen geknüpft und mit Auflagen
verbunden werden.

Art. 72 Abs. 5

5 Die Durchführungsorgane stellen dem Bundesrat jährlich die
erforderlichen statistischen Angaben zur Verfügung.

Art. 84 Abs. 2

2 Die Beurteilung der Beschwerden obliegt den kantonalen Re-
kursbehörden, jedoch für Beschwerden von Personen mit Wohnsitz
im Ausland der eidgenössischen Rekursbehörde. Der Bundesrat kann
die Zuständigkeit abweichend ordnen.
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Art. 85**

1 Der Bundesrat bestellt die eidgenössische Rekursbehörde.
Diese ist von der Verwaltung unabhängig.

2 Er regelt ihre Organisation und ernennt ihre Mitglieder. Diese
dürfen nicht der Verwaltung angehören.

3 Ergibt die Vorprüfung vor oder nach einem Schriftenwechsel,
dass die Beschwerde unzulässig oder offensichtlich unbegründet ist,
so kann ein einzelnes vollamtliches Mitglied mit summarischer Be-
gründung auf Nichteintreten oder Abweisung erkennen. Im übrigen
gilt das Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren.

Eidgenössi-
sche
Rekurs-
behörde

Art. 97

1 Die Verfügungen der Ausgleichskassen erwachsen in Rechts- Rechtskraft
kraft, sofern gegen sie nicht innert nützlicher Frist Beschwerde erho- vòiistreckbar-
ben wurde. ' keit

2 Die Ausgleichskasse kann in ihrer Verfügung einer allfälligen
Beschwerde die aufschiebende Wirkung entziehen, auch wenn die
Verfügung auf eine Geldleistung gerichtet ist; im übrigen gilt Arti-
kel 55 Absätze 2-4 des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfah-
renD.

3 Die Entscheide der Rekursbehörden erwachsen in Rechts-
kraft, sofern gegen sie nicht innert nützlicher Frist Verwaltungsge-
richtsbeschwerde erhoben wurde.

4 Die auf Geldzahlung gerichteten rechtskräftigen Verfügungen
der Ausgleichskassen und Entscheide der Rekursbehörden stehen
vollstreckbaren Gerichtsurteilen im Sinne von Artikel 80 des Bun-
desgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs2' gleich. Dasselbe
gilt für angefochtene Verfügungen, wenn der Beschwerde die auf-
schiebende Wirkung entzogen wurde.

Art. JOl^

1 Die Versicherung kann gemeinnützigen privaten Institutio- Beiträge zur
nen Beiträge an die Personal- und Organisationskosten für die Ahershüff "
Durchführung folgender Aufgaben zugunsten Betagter gewähren :

» SR 172.021
2) SR 281.1



a. Beratung, Betreuung und Beschäftigung;

b. Kurse, die der Erhaltung oder Verbesserung der geistigen oder
körperlichen Fähigkeiten, der Selbstsorge sowie der Herstel-
lung des Kontaktes mit der Umwelt dienen ;

c. Hilfeleistungen, wie Haushalthilfe, Hilfe bei der Körperpflege
und Mahlzeitendienst;

d. Aus- und Weiterbildung von Lehr-, Fach- und Hilfspersonal.
2 Der Bundesrat bestimmt die Höhe der Beiträge und die Be-

dingungen, unter denen sie gewährt werden können.

3 Jeder Kanton bezeichnet eine Koordinationsstelle für Alters-
hilfemassnahmen, welche die Beitragsgesuche begutachtet und mit
ihrer Stellungnahme an die zuständige Bundesstelle weiterleitet. Bei-
tragsgesuche für gesamtschweizerische oder überkantonale Aufgaben
werden bei der zuständigen Bundesstelle eingereicht.

4 Soweit auf Grund anderer Bündesgesetze Beiträge an Auf-
wendungen im Sinne von Absatz l gewährt werden, richtet die Ver-
sicherung keine Beiträge aus.

Art. 103

1 Der Beitrag des Bundes an die Versicherung beläuft sich bis
zum Ende des Jahres 1979 auf 11 Prozent, für die Jahre 1980 und
1981 auf 13 Prozent und nachher auf 15 Prozent der jährlichen Aus-
gaben.

2 Der Beitrag der Kantone an die Versicherung beläuft sich
gesamthaft auf 5 Prozent der jährlichen Ausgaben.

Art. 104

Der Bund leistet seinen Beitrag vorab aus dem Ertrag der Ab-
gaben auf Tabak und gebrannten Wassern. Er entnimmt sie der Rück-
stellung nach Artikel 111.
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Dritter Abschnitt: Die Rückstellung des Bundes

Art. 111

Die Erträge aus der Belastung des Tabaks und der gebrannten
Wasser werden laufend der Rückstellung des Bundes für die Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung gutgeschrieben. Die
Rückstellung wird nicht verzinst.

II

Änderung weiterer Bundesgesetze

1. Invalidenversicherung

Das Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 u über die Invalidenversicherung wird
wie folgt geändert:

Titel

Beifügung der Abkürzung : (IVG)

Art. 3 Abs. l

i Für die Bemessung der Beiträge gilt sinngemäss das Bundes-
gesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung2). Die Bei-
träge vom Einkommen aus einer Erwerbstätigkeit betragen l Pro-
zent. Die Nichterwerbstätigen entrichten je nach ihren sozialen Ver-
hältnissen einen Beitrag von 20-1000 Franken im Jahr. Die Beiträge
dieser Versicherten sowie die Beiträge nach der sinkenden Skala
werden in gleicher Weise abgestuft wie die Beiträge der Alters- und
Hinterlassenenversicherung. Dabei wird das Verhältnis gewahrt zwi-
schen dem vorstehend erwähnten Prozentsatz und dem unverminder-
ten Beitragssatz nach Artikel 8 Absatz l des Bundesgesetzes über die
Alters- und Hinterlassenenversicherung2). Dessen Artikel 9bls gilt
sinngemäss.

Art. 10 Abs. l letzter Satz

Aufgehoben

» SR 831.20
2) SR 831.10
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Art. 11

Eingiiede- Der Versicherte hat Anspruch auf Vergütung der Behandlungs-
rungsnsiko kosten,wenn er im Verlaufe von Eingliederungsmassnahmen krank

wird oder einen Unfall erleidet. Der Bundesrat regelt die Vorausset-
zungen und den Umfang des Anspruchs.

Art. 21'"

Aufgehoben

Art. 31 Abs. l

i Entzieht oder widersetzt sich ein Versicherter einer angeord-
neten zumutbaren Eingliederungsmassnahme, die eine wesentliche
Verbesserung der Erwerbsfähigkeit erwarten lässt, oder trägt er
nicht aus eigenem Antrieb das ihm Zumutbare zur Verbesserung der
Erwerbsfähigkeit bei, so fordert ihn die Versicherung zur Mitwirkung
bei der Eingliederung auf, unter Ansetzung einer angemessenen Frist
und Androhung der Säumnisfolgen. Befolgt der Versicherte die Auf-
forderung nicht, so wird ihm die Rente vorübergehend oder dauernd •
verweigert oder entzogen.

Art. 33 Abs. l und 2

1 Anspruch auf eine Ehepaar-Invalidenrente haben invalide
Ehemänner, deren Ehefrau das 62. Altersjahr zurückgelegt hat oder
mindestens zur Hälfte invalid ist.

2 Ist der Ehemann weniger als zu zwei Dritteln invalid, so wird
dennoch die ganze Rente gewährt, wenn die Ehefrau das 62. Alters-
jahr zurückgelegt hat oder mindestens zu zwei Dritteln invalid ist.

Art. 35 Abs. 2

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 36 Abs. 3

3 Hat der Versicherte bei Eintritt der Invalidität das 45. Alters-
jahr noch nicht zurückgelegt, so wird das durchschnittliche Jahres-
einkommen um einen prozentualen Zuschlag erhöht. Der Bundesrat
setzt den Zuschlag fest und stuft ihn ab nach dem Alter des Versicher-
ten bei Eintritt der Invalidität. Er kann für Versicherte mit unvoll-
ständiger Beitragsdauer eine besondere Regelung treffen.



Art. 37 Abs. 2

2 Hat ein Versicherter mit vollständiger Beitragsdauer bei Ein-
tritt der Invalidität das 25. Altersjahr noch nicht zurückgelegt, so
betragen seine Invalidenrente und allfallige Zusatzrenten mindestens
133/3 Prozent der Mindestansätze der zutreffenden Vollrenten.

Art. 38

1 Die Zusatzrente für die Ehefrau beträgt 30 Prozent, die einfa-
che Kinderrente 40 Prozent und die Doppel-Kinderrente 60 Prozent
der einfachen Invalidenrente.

2 Es gelten die gleichen Berechnungsregeln wie für die jeweilige
Invalidenrente.

Art. 38bis Abs. 2

2 Der Bundesrat setzt jedoch einen Mindestbetrag fest.

Art. 40 Abs. l und 3

(Betrifft nur den italienischen Text)

Art. 42 Abs. 4

t Der Bundesrat kann ergänzende Vorschriften erlassen,
namentlich über die Bemessung der Hilflosigkeit sowie über den
Anspruch des Versicherten auf eine Hilflosenentschädigung, wenn
dieser wegen eines schweren Gebrechens für den Kontakt mit der
Umwelt einer besonderen Hilfe von erheblichem Umfang bedarf.

Art. 43 Randtitel sowie Abs. 2 und 3

i

2 Sind die Anspruchsvoraussetzungen für ein Taggeld der Inva-
lidenversicherung erfüllt oder übernimmt die Invalidenversicherung
bei Eingliederungsmassnahmen die Kosten für Unterkunft und Ver-
pflegung überwiegend oder vollständig, so besteht kein Anspruch
auf eine Rente der Invalidenversicherung. Der Bundesrat kann Aus-
nahmen vorsehen und Bestimmungen über die Ablösung des Taggel-
des durch eine Rente erlassen.
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* Der Bundesrat erlässt Vorschriften zur Verhinderung von
Überentschädigungen beim Zusammenfallen von mehreren Leistun-
gen der Invalidenversicherung und von Leistungen dieser Versiche-
rung mit solchen der Alters- und Hinterlassenenversicherung.

Art. 45 Randtitel sowie Abs. l und 2
1 Trifft eine Invalidenrente zusammen mit einer Rente der obli-

gatorischen Unfallversicherung oder der Militärversicherung, so wer-
den die Renten dieser Versicherungen gekürzt, soweit alle zusammen
den mutmasslich entgangenen Jahresverdienst übersteigen.

2 Wird die Rente der Militärversicherung gekürzt, so ist die
Rente der Invalidenversicherung im Ausmass dieser Kürzung steuer-
frei.

Art. 45bis

Der Bundesrat ordnet das Verhältnis zu den anderen Sozialver-
sicherungszweigen und erlässt ergänzende Vorschriften zur Verhin-
derung von Überentschädigungen beim Zusammenfallen von Lei-
stungen.

An. 52
1 Für den Rückgriff der Versicherung auf den haftpflichtigen

Dritten gelten sinngemäss die Artikel 48ter, 48Quat£r, 48auln<lules Ab-
sätze l und 3 sowie 48sexies des Bundesgesetzes über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung D.

2 Leistungen gleicher Art, in deren Rahmen die Ansprüche
übergehen, sind namentlich :

a. von der Versicherung und vom Dritten zu erbringende Vergü-
tungen für Heilungs- und Eingliederungskosten;

b. Taggeld und Ersatz für Arbeitsunfähigkeit während der glei-
chen Zeitdauer;

c. Invalidenrenten einschliesslich Zusatz- und Kinderrenten und
Ersatz für Erwerbsunfähigkeit;

d. Leistungen für Hilflosigkeit und Vergütungen für Pflegekosten
und andere aus der Hilflosigkeit erwachsende Kosten.

Art. 60 Abs. l Bst. e
1 Den Invalidenversicherungs-Kommissionen obliegen zuhan-

den der Ausgleichskassen, die allein zum Erlass der Verfügungen an
die Versicherten zuständig sind, insbesondere :

e. die Abklärung der Fälle nach den Artikeln 7 und 11.

o SR 831.10
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Art. 77 Abs. l Bst. c

1 Die auf Grund dieses Gesetzes zu erbringenden Leistungen
werden finanziert durch :

c. die Zinsen des Ausgleichsfonds.

Art. 78 Abs. 2

2 Die Beiträge sind zu drei Vierteln vom Bund und zu einem
Viertel von den Kantonen aufzubringen. Die Artikel 104 und 105 des
Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung1*
gelten sinngemäss.

2. Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen-
und Invalidenversicherung

Das Bundesgesetz vom 19. März 19652' über Ergänzungsleistungen zur
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung wird wie folgt geändert:

Titel

Beifügung der Abkürzung: (ELG)

Ingress

gestützt auf Artikel 34quater Absatz 7 der Bundesverfassung sowie auf Arti-
kel 11 Absatz l der Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung,

Art. 2 Abs. l
1 Den in der Schweiz wohnhaften Schweizer Bürgern, denen eine

Rente oder eine Hilflosenentschädigung der Alters- und Hinterlas-
senenversicherung oder der Invalidenversicherung zusteht, ist ein
Anspruch auf Ergänzungsleistungen einzuräumen, soweit das anre-
chenbare Jahreseinkommen einen im nachstehenden Rahmen festzu-
setzenden Grenzbetrag nicht erreicht :

- für Alleinstehende und für minderjährige Bezüger einer Invaliden-
rente mindestens 7200 und höchstens 8400 Franken;

- für Ehepaare mindestens 10 800 und höchstens 12600 Franken;

- für Waisen mindestens 3600 und höchstens 4200 Franken.

') SR 831.10
2) SR 831.30
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Art. 3 Abs. 4 Bst. d und e sowie Abs. 4bis

4 Vom Einkommen werden abgezogen:

d. Prämien für Lebens-, Unfall- und Invaliditätsversicherung bis
zum jährlichen Höchstbetrag von 300 Franken bei Alleinstehen-
den und 500 Franken bei Ehepaaren und Personen mit renten-
berechtigten oder an der Rente beteiligten Kindern sowie die
Beiträge an die Sozialversicherungen des Bundes und an die
Krankenversicherung ;

e. ausgewiesene, im laufenden Jahr entstandene Kosten für Arzt,
Zahnarzt, Arznei und Krankenpflege sowie für Hilfsmittel;

4bls Bei den Kosten nach Absatz 4 Buchstabe e gilt ein Selbst-
behalt von 200 Franken im Jahr, wenn das Reinvermögen die Beträge
nach Artikel 3 Absatz l Buchstabe b erreicht oder übersteigt. Der
Bundesrat bezeichnet die Arznei- und Hilfsmittel sowie die Geräte
für Pflege und Behandlung, deren Kosten abzugsberechtigt sind ; er
bestimmt, unter welchen Voraussetzungen ein Abzug der Kosten zu-
lässig ist und in welchen Fällen ein Hilfsmittel, ein Pflegehilfsgerät
oder ein Behandlungsgerät leihweise abgegeben wird.

Art. 3a

Anpassung der Bei der Neufestsetzung der Renten nach Artikel 33ler des Bun-
eistungen desgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung1' kann

der Bundesrat die Beiträge nach den Artikeln 2 Absatz l, 3 Absatz l
Buchstabe b, Absatz 2 sowie Absatz 4 Buchstabe d und Absatz 4bis

in angemessener Weise anpassen. Er kann ferner die Befugnisse der
Kantone nach Artikel 4 Absatz l angemessen ausweiten.

Art. 4 Abs. l Bst. b

i Die Kantone können

b. vom Einkommen einen Abzug von höchstens 2400 Franken bei
Alleinstehenden und 3600 Franken bei Ehepaaren und Personen
mit rentenberechtigten oder an der Rente beteiligten Kindern
zulassen für den Mietzins, soweit er bei Alleinstehenden 780
Franken und bei den anderen Bezügerkategorien 1200 Franken
im Jahr übersteigt.

Art. 7 Abs. 2

(Betrifft nur den italienischen Text)

» SR 831.10
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Art. 9 Abs. l

1 Die Beiträge des Bundes an die Aufwendungen der Kantone
für Ergänzungsleistungen werden der Rückstellung nach Artikel
111 des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung1) entnommen.

Art. 10 Abs: l und lbis

1 Jährlich werden ausgerichtet :

a. ein Beitrag bis zu 6 Millionen Franken an die Schweizerische
Stiftung Pro Senectute;

b. ein Beitrag bis zu 4 Millionen Franken an die Schweizerische
Vereinigung Pro Infirmis;

c. ein Beitrag bis zu 2 Millionen Franken an die Schweizerische
Stiftung Pro Juventute.

ibls Diese Beiträge erhöhen sich im gleichen Ausmass wie die
ordentlichen Renten der Alters- und Hihterlassenenversicherung.

3. Erwerbsersatzordnung

Das Bundesgesetz vom 25. September 19522) über die Erwerbsersatzordnung
für Wehr- und Zivilschutzpflichtige (BOG) wird wie folgt geändert:

Art. 27 Abs. 2

2 Für die Bemessung der Beiträge sind die Bestimmungen des
Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung1'
sinngemäss anwendbar. Der Bundesrat setzt die Höhe der Beiträge
unter Berücksichtigung von Artikel 28 fest. Die Beiträge vom Ein-
kommen aus einer Erwerbstätigkeit dürfen jedoch 0,6 Prozent nicht
übersteigen. Die Nichterwerbstätigen entrichten je nach ihren sozia-
len Verhältnissen einen Beitrag, der im Minimum 12 Franken und
im Maximum 600 Franken im Jahr nicht überschreiten darf. Die Bei-
träge dieser Versicherten sowie die Beiträge nach der sinkenden Skala
werden in gleicher Weise abgestuft wie die Beiträge der Alters- und
Hinterlassenenversicherung. Dabei ist das Verhältnis zu wahren
zwischen dem vorstehend erwähnten Prozentsatz und dem unvermin-
derten Beitragssatz nach Artikel 8 Absatz l des Bundesgesetzes über
die Alters-und Hinterlassenenversicherung". Dessen Artikel 9bls gilt
sinngemäss.

D SR 831.10
2) SR 834.1

Bundesblau. 129. Jahrg. Bd. II
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4. Alkoholgesetz

Das Bundesgesetz vom 2I.Juni 1932" über die gebrannten Wasser (Alko-
holgesetz) wird wie folgt geändert:

Art. 26 Abs. 2 und 3

Aufgehoben

Art. 45 Abs. l

1 Der Anteil des Bundes an den Reineinnahmen geht an die
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung.

Art. 47

I. Beschwerde
an die
Alkoholre-
kurskommis-
sion

1 Verfügungen der Eidgenössischen Alkoholverwaltung unter-
liegen der Beschwerde an die Alkoholrekurskommission, die von der
Verwaltung unabhängig ist. Ausgenommen sind Verfügungen, gegen
die ihrem Gegenstand nach die Verwaltungsgerichtsbeschwerde un-
zulässig ist (Art. 99 OG), sowie Verfugungen im Verwaltungsstraf-
verfahren.

2 Der Bundesrat regelt die Organisation der Alkoholrekurs-
kommission und ernennt die Mitglieder. Diese dürfen nicht der Bun-
desverwaltung angehören.

Art. 48

Aufgehoben

II.
Verwaltungs-
beschwerde

An. 49

1 Verfügungen der Eidgenössischen Alkoholverwaltung, gegen
welche die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ausgeschlossen ist, unter-
liegen der Beschwerde an das Finanz- und Zolldepartement.

2 Strafverfügungen der Zollverwaltung nach Artikel 59 Ab-
satz 3 unterliegen dem Beschwerdeverfahren des Zollgesetzes2' (Art.
109). Im übrigen kann gegen Verfügungen, welche die Zollorgane
nach dem Alkoholgesetz treffen, bei der Alkoholverwaltung Be-
schwerde geführt werden.

1) SR680
2) SR 631.0
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Art. 50 und 51

Aufgehoben

Art. 74

Aufgehoben

5. Zollgesetz

Das Zollgesetz i ) wird wie folgt geändert:

Art. 141
1 Der Bundesrat bestellt die Zollrekurskommission. Diese ist von der Ver-

waltung unabhängig.

2 Er regelt ihre Organisation und ernennt die Mitglieder. Diese dürfen nicht
der Bundesverwaltung angehören.

6. Getreidegesetz

Das Bundesgesetz vom 20. März 19592) über die Brotgetreideversorgung des
Landes (Getreidegesetz) wird wie folgt geändert:

Beschwerde an
'die
Getreidere-
kurskommis-
sion

Art. 58

Aufgehoben

Art. 59

1 Verfügungen der Verwaltung, ausgenommen Verfügungen im
Verwaltungstrafverfahren1, unterliegen der Beschwerde an die Ge-
treiderekurskommission. Diese ist von der Verwaltung unabhängig.

2 Der Bundesrat regelt ihre Organisation und ernennt die Mit-
glieder. Diese dürfen nicht der BundesverWaltung angehören.

»SR631.0
2>SR 916.111.0
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Art. 61 und 62

Aufgehoben

7. Verwaltungsverfahren

Das Bundesgesetz vom 20. Dezember 1968') über das Verwaltungsverfahren
wird wie folgt geändert:

Art. l Abs. 3

3 Auf das Verfahren letzter kantonaler Instanzen, die gestützt
auf öffentliches Recht des Bundes nicht endgültig verfügen, finden
lediglich Anwendung die Artikel 34-38 .und 61 Absätze 2 und 3 über
die Eröffnung von Verfügungen und Artikel 55 Absätze 2 und 4
über den Entzug der aufschiebenden Wirkung. Vorbehalten bleibt
Artikel 97 Absatz 2 des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung2' betreffend den Entzug der aufschiebenden
Wirkung von Beschwerden gegen Verfügungen der Ausgleichskassen.

III

Übergangsbestimmungen

I.Anhang zum Bundesgesetz über die Alters-
und Hinter lassenenv er Sicherung

Übergangsbestimmungen der 9. AHV-Revision
(Bundesgesetz vom 24. Juni 1977)

a. Erste Anpassung der Renten durch den Bundesrat

1 Die erste Rentenanpassung erfolgt, nachdem der Landesindex der Konsu-
mentenpreise den Stand von 175,5 Punkten erreicht hat. In diesem Zeitpunkt
wird der Rentenindex nach Artikel 33ter Absatz 2 AHVG auf 100 Punkte gesetzt,
ebenso seine Komponenten Preisindex und Lohnindex.

2 Der Mindestbetrag der vollen einfachen Altersrente nach Artikel 34 Ab-
satz 2 AHVG ist alsdann auf den nächstmöglichen Zeitpunkt auf 550 Franken
festzusetzen. Bis dahin setzt der Bundesrat den Aufwertungsfaktor nach Arti-
kel 30 Absatz 4 jährlich auf Grund des Indexstandes von 167,5 fest.

» SR 172.021
2> SR 831.10
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3 Frühestens auf den gleichen Zeitpunkt kann er auch die Einkommensgren-
zen nach Artikel 42 Absatz l AHVG und Artikel 2 Absatz l ELG sowie die sin-
kende Skala nach Artikel 6 und 8 AHVG entsprechend anpassen.

b. Laufende Renten bei der ersten Anpassung durch den Bundesrat

1 Die Bestimmungen über die Berechnung, Höhe und Kürzung der ordent-
lichen und ausserordentlichen Renten und der Hilflosenentschädigungen nach
Buchstabe a sind von der ersten Rentenanpassung an auch auf Fälle anzuwenden,
in denen der Rentenanspruch schon früher entstanden ist.

2 Die laufenden ordentlichen Voll- und Teilrenten werden in solche des neuen
Rechts umgewandelt. Dabei wird das bisherige massgebende durchschnittliche Jah-

reseinkommen mit dem Faktor '^u aufgewertet.
1,05

3 Die neuen ordentlichen Renten dürfen nicht niedriger sein als die bisheri-
gen. Vorbehalten bleibt die Kürzung wegen Überversicherung nach Artikel 41
AHVG.

4 Für die laufenden ordentlichen Alters- und Hinterlassenenrenten, die Inva-
lidenrenten abgelöst haben, wird der bisherige Zuschlag zum durchschnittlichen
Jahreseinkommen nach Artikel 36 Absatz 3 IVG weitergewährt, selbst wenn die
Rentenart und die Berechnungsgrundlage ändern.

5 Laufende ordentliche Hinterlassenenrenten, über welche die erforderlichen
Angaben fehlen, werden nur auf Antrag nach Artikel 33bls Absatz 2 AHVG an die
neuen Ansätze von Artikel 37 Absatz 2 IVG angepasst.

c. Altersgrenze der Ehefrau für den Bezug von Ehepaar-Altersrenten und von
Zusatzrenten zur einfachen Altersrente des Mannes

1 Die untere Altersgrenze der Ehefrau für den Anspruch auf eine Ehepaar-
Altersrente wird an die Grenze nach Artikel 22 Absatz l AHVG wie folgt ange-
passt : Für das erste Kalenderjahr nach Inkrafttreten dieser Bestimmung wird die
bisherige Altersgrenze von 60 Jahren um ein Jahr und für das zweite nochmals um
ein Jahr erhöht.

2 Die untere Altersgrenze der Ehefrau für den Anspruch auf eine Zusatzrente
wird an die Grenze nach Artikel 22bls Absatz l AHVG wie folgt angepasst : Für
jedes Kalenderjahr nach Inkrafttreten dieser Bestimmung wird die bisherige Grenze
von 45 Jahren um je ein Jahr erhöht.
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d. Besitzstandwahrung bei den laufenden ausserordentlichen Zusatzrenten und ein-
fachen Altersrenten ohne Einkommensgrenzen für Ehefrauen und geschiedene
Frauen

1 Der neue Ansatz nach Artikel 35bls Absatz l und Artikel 43 AHVG gilt
auch für die laufenden ausserordentlichen Zusatzrenten zur einfachen Altersrente
des Mannes. Die neue Rente darf jedoch in keinem Falle niedriger sein als die
bisherige, ausser sie müsse wegen Überschreitung der Einkommensgrenze gekürzt
werden.

2 Laufende ausserordentliche einfache Altersrenten ohne Einkommensgrenze
für Ehefrauen und geschiedene Frauen werden auch nach dem Inkrafttreten der
neunten AHV-Revision zu den bisherigen Voraussetzungen weitergewährt.

e. Anwendung des Rückgriffs auf haftpflichtige Dritte

Die Artikel 48ter-48s""=s AHVG gelten für Fälle, in denen das ersatzbegrün-
dende Ereignis nach dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen eingetreten ist.

f. Anwendung des neuen Artikels 30 Absätze 2 und 2bis AHVG

Artikel 30 Absätze 2 und 2bls AHVG gilt für die nach seinem Inkrafttreten
neu entstehenden Renten. Für die in diesem Zeitpunkt laufenden Renten gelten
die bisherigen Bestimmungen weiterhin, selbst wenn die Rentenart ändert.

g. Aufhebung früherer Übergangsbestimmungen

Die Übergangsbestimmungen zur Alters- und Hinterlassenenversicherung im
Bundesgesetz vom 30. Juni 1972') über die achte AHV-Revision (Abschn. VIII/1)
werden aufgehoben.

2. Anhang zum Bundesgesetz über die Invalidenversicherung

Übergangsbestimmungen zu den Änderungen im Zusammenhang
mit der 9. AHV-Revision

(Bundesgesetz vom 24. Juni 1977)

a. Laufende Renten bei der ersten Anpassung durch den Bundesrat

Die dem AHVG bei der neunten Revision angefügtenübergangsbestimmungen
über die Berechnung, Höhe und Kürzung der laufenden ordentlichen Alters- und
Hinterlassenenrenten und Hilflosenentschädigungen gelten sinngemäss auch für die

D AS 1972 2483
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laufenden ordentlichen Renten und Hilflosenentschädigungen der Invalidenversi-
cherung. Laufende ordentliche Invalidenrenten, über welche die erforderlichen
Angaben fehlen, werden nur auf Antrag an die neuen Ansätze von Artikel 37 Absatz 2
IVG angepasst.

b. Anpassung des Zuschlages zum durchschnittlichen Jahreseinkommen

Bei laufenden Renten wird der bisherige Zuschlag zum durchschnittlichen
Jahreseinkommen nach Artikel 36 Absatz 3 IVG weitergewährt, selbst wenn die
Rentenart und die Berechnungsgrundlage ändern.

c. Altersgrenze der Ehefrau für den Bezug von Ehepaar-Invalidenrenten

Die untere Altersgrenze der Ehefrau für den Anspruch auf eine Ehepaar-
Invalidenrente wird an die Grenze nach Artikel 33 Absätze l und 2 IVG wie folgt
angepasst: Für das erste Kalenderjahr nach Inkrafttreten dieser Bestimmung wird
die bisherige Altersgrenze von 60 Jahren um ein Jahr und für das zweite nochmals
um ein Jahr erhöht.

d. Besitzstandwahrung bei den laufenden außerordentlichen Zusatzrenten und ein-
fachen Invalidenrenten ohne Einkommensgrenzen fiir Ehefrauen und geschie-
dene Frauen

1 Der neue Ansatz nach Artikel 38 Absatz l und Artikel 40 IVG gilt auch für
die laufenden ausserordentlichen Zusatzrenten zur einfachen Invalidenrente des
Mannes. Die neue Rente darf jedoch nicht niedriger sein als die bisherige, ausser
sie müsse wegen Überschreitung der Einkommensgrenze gekürzt werden.

2 Laufende ausserordentliche einfache Invalidenrenten ohne Einkommens-
grenze für Ehefrauen und geschiedene Frauen werden auch nach dem Inkrafttreten
der neunten AHV-Revision zu den bisher geltenden Voraussetzungen weiterge-
währt.

e. Haftung der Versicherung und Anwendung des Rückgriffs auf haftpflichtige
Dritte

Die Artikel 11 und 52 IVG gelten für Fälle, in denen das ersatzbegründende
Ereignis nach dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen eingetreten ist.

f. Aufhebung früherer Übergangsbestimmungen

Die Übergangsbestimmungen zur Invalidenversicherung im Bundesgesetz
vom 30. Juni 1972 » über die achte AHV-Revision (Abschn. VIII/2) werden aufge-
hoben.

D AS 1972 2483
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IV

Referendum und Inkrafttreten

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. Er kann einzelne Bestimmun-
gen auf den Zeitpunkt in Kraft setzen, auf den er die erste Rentenanpassung nach
Abschnitt III l a anordnet.

Also beschlossen vom Nationalrat

Bern, 24. Juni 1977

Der Präsident : Frau Blunschy
Der Protokollführer: Hufschmid

Also beschlossen vom Ständerat

Bern, 24. Juni 1977

Der Präsident : Münz
Der Protokollführer : Sauvant

Datum der Veröffentlichung: 4. Juli 1977"

Ablauf der Referendumsfrist: 3. Oktober 1977

4917
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